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(Nr. 10100.) Geſetz, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten. 
Vom 30. Juli 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Ni 
Als Kommunalbeamter im Sinne dieſes Geſetzes gilt, wer als Beamter 
für den Dienſt eines Kommunalverbandes ($$. 8 bis 22) gegen Beſoldung an⸗ 
geſtellt iſt. Die Anſtellung erfolgt durch Aushändigung einer Anſtellungsurkunde. 


$. 2. 

Die Rechtsverhältniſſe der auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen 
oder zur Vorbereitung angeſtellten Kommunalbeamten unterliegen den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nur inſoweit, als dies ausdrücklich vorgeſehen iſt. Die Anſtellung 
auch dieſer Beamten erfolgt nach $. 1 Satz 2. 

Auf Perſonen, welche ein Kommunalamt nur als Nebenamt oder als 
Nebenthätigkeit ausüben oder ein Kommunalamt führen, das feiner Art oder 
ſeinem Umfange nach nur als eine Nebenthätigkeit anzuſehen iſt, findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 

$. 3. 

Die Zahlung des Gehalts an Kommunalbeamte erfolgt in Ermangelung 
beſonderer Feſtſetzungen vierteljährlich im Voraus. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Auguſt 1899. 


m 


$. 4. 

Die Hinterbliebenen eines Kommunalbeamten erhalten für das auf den 
Sterbemonat folgende Vierteljahr noch die volle Beſoldung des Verſtorbenen 
(Gnadenquartah) war der Verſtorbene penſionirt, fo gebührt ihnen die Penſion 
noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat (Gnadenmonat). Dabei 
finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der Genehmigung des Verwaltungs⸗ 
chefs und der Provinzialbehörde, auf deren Etat die Penſion übernommen war, 
die Genehmigung der Kommunalverwaltungsbehörde tritt. 


SER 

In dem Genuſſe der von dem verſtorbenen Beamten bewohnten Dienſt⸗ 
wohnung iſt die hinterbliebene Familie in Ermangelung anderweiter Feſtſetzungen 
nach Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu belaſſen. Hinterläßt 
der Beamte keine Familie, ſo iſt denjenigen, auf welche ſein Nachlaß übergeht, 
unter der gleichen Vorausſetzung eine vom Todestage an zu rechnende einmonak⸗ 
liche Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle müſſen Arbeits⸗ und Sitzungszimmer ſowie ſonſtige, für 
den amtlichen Gebrauch beſtimmte Räumlichkeiten ſofort geräumt werden. 


F. 6. 

Ueber die Art und Höhe der Reiſekoſtenentſchädigung, welche den Kommunal⸗ 
beamten, einſchließlich der im §. 2 Abſatz 1 erwähnten, bei Dienſtreiſen zu⸗ 
gebilligt werden ſollen, können die Kommunalverbände Vorſchriften erlaſſen. 
Kommen ſolche in Fällen, in welchen ein Bedürfniß der Regelung beſteht, nicht 
zu Stande, ſo kann die Aufſichtsbehörde die erforderlichen Vorſchriften erlaſſen, 
welche ſolange in Geltung bleiben, bis anderweite Beſtimmungen ſeitens der 
Kommunalverbände getroffen ſind. 


IR 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über ſtreitige vermögensrechtliche Anſprüche 
der Kommunalbeamten einſchließlich der in §. 2 Abſatz 1 erwähnten Beamten aus 
ihrem Dienſtverhältniſſe, insbeſondere über Anſprüche auf Beſoldung, Reiſekoſten⸗ 
entſchädigung, Penſion ſowie über ſtreitige Ansprüche der Hinterbliebenen der 
Beamten auf Gnadenbezüge oder Wittwen⸗ und Waiſengeld. Die Beſchlußfaſſung 
erfolgt, ſoweit ſie ſich auf die Frage erſtreckt, welcher Theil des Dienſteinkommens 
bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Gehalt anzusehen iſt, vorbehaltlich der 
den Betheiligten innerhalb zwei Wochen bei dem Bezirksausſchuß gegen einander 
zuſtehenden Klage im Verwaltungsftveitverfahren. Im Uebrigen findet gegen den 
in erſter oder auf Beſchwerde in zweiter Inſtanz ergangenen Beſchluß binnen 
einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nach Zuſtellung deſſelben die Klage im 
ordentlichen Rechtswege ſtatt. Die Beſchlüſſe find vorläufig vollſtreckbar. 

Bei den in $$. 18 bis 20 erwähnten ländlichen Kommunalverbänden tritt 
an die Stelle des Bezirksausſchuſſes ſowohl für das Beſchluß⸗ als auch für das 
Verwaltungsſtreitverfahren der Kreisausſchuß. : 


5 


Beamte der Stadtgemeinden. 


8 $. 8. 

Die Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten erfolgt, unbeſchadet der Vorſchriften 
in $$. 9 und 10, auf Lebenszeit. 

Für die Beamten der ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen findet Abſatz 1 nur 
inſoweit Anwendung, als die Stadtgemeinden dies beſchließen. Welche Verwal⸗ 
tungszweige zu den ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen zu rechnen ſind, kann durch 
Ortsſtatut feſtgeſetzt werden. 

§. 9. 


Abweichungen von dem Grundſatze der Anſtellung auf Lebenszeit ($. 8 
Abſatz 1) können durch Ortsſtatut oder in einzelnen Fällen mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt werden. 

Soweit hiernach eine Anſtellung auf Kündigung zuläſſig iſt, darf die 
Kündigung nur auf Grund eines Beſchluſſes des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes 
(Magiſtrats) oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, eines aus dem Bürgermeiſter 
und den Beigeordneten (Schöffen, Rathmännei) gebildeten Kollegiums erfolgen. 


$. 10. 


: Der Anſtellung kann eine Beſchäftigung auf Probe vorangehen. Diefelbe 
darf in der Regel die Dauer von zwei Jahren nicht überſteigen. Eine Aus⸗ 
dehnung der probeweiſen Beſchäftigung iſt nur mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde zuläſſig. 

Im Uebrigen hat bei Beamten, welche probeweiſe oder zu vorübergehenden 
Dienſtleiſtungen oder zum Zwecke der Vorbereitung beſchäftigt werden, die Re⸗ 
gelung der Annahmebedingungen vor dem Antritt der Beſchäftigung zu erfolgen. 

Durch die vorſtehenden Beſtimmungen wird F. 13 des Geſetzes, betreffend 
die Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen der Kommunalverbände 
mit Militäranwärtern, vom 21. Juli 1892 (Geſetz-Samml. S. 214) nicht berührt. 


St 

Die Aufſichtsbehörde kann in Fällen eines auffälligen Mißverhältniſſes 
zwiſchen der Beſoldung und den amtlichen Aufgaben der Beamtenſtelle verlangen, 
daß den ſtädtiſchen Beamten die zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemeſſenen 
und der Leiſtungsfähigkeit der Stadtgemeinde entſprechenden Beſoldungsbeträge 
bewilligt werden, inſoweit nicht die Beſoldung der betreffenden Stelle durch Orts⸗ 
ſtatut feſtgeſetzt iſt. Im Falle des Widerſpruchs der Stadtgemeinde erfolgt die 
Feſtſtellung der Beſoldungsbeträge durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes. 

Betreffs der Polizeibeamten bewendet es bei der Beſtimmung im F. 4 
Abſatz 1 Satz 1 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetz-Samml. S. 265), F. 4 Abſatz 1 der Verordnung vom 20. September 1867 
(Geſetz⸗Samml. S. 1529), F. 5 Abſatz 1 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
7. Januar 1870 (Offizielles Wochenblatt S. 13). 
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Gans 

Die ſtädtiſchen Beamten erhalten bei eintretender Dienſtunfähigkeit — ſo⸗ 
fern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein Anderes feſtgeſetzt iſt — 
Penſion nach den für die Penſionirung der unmittelbaren Staatsbeamten gelten⸗ 
den Grundſätzen, wobei Artikel III des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend 
die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. 1882 
S. 133), inſoweit er nicht durch das Geſetz vom 1. März 1891 Geſetz⸗Samml. 
S. 19) abgeändert iſt, unberührt bleibt. 

Als penſionsfähige Dienſtzeit wird, unbeſchadet der über die Anrechnung 
der Militärdienſtzeit bei Militäranwärtern und forſtverſorgungsberechtigten Per⸗ 
ſonen des Jägerkorps geltenden Beſtimmungen und in Ermangelung anderweiter 
Feſtſetzungen nur die Zeit gerechnet, welche der Beamte in dem Dienſte der be⸗ 
treffenden Gemeinde zugebracht hat. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend die Ab⸗ 
änderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz⸗Samml. 1882 S. 133), 
in Betreff der Beamten, welche das 65. Lebensjahr vollendet haben, können 
durch Ortsſtatut auch für Kommunalbeamte in Kraft geſetzt werden. 


8 13 
Das Recht auf den Bezug der Penſion ($. 12) ruht, wenn und ſolange 
ein Penſionär im Staats- oder Kommunaldienſt ein Dienſteinkommen oder eine 
neue Penſion bezieht, inſoweit als der Betrag des neuen Einkommens unter 
Hinzurechnung der zuvor erdienten Penſion den Betrag des von dem Beamten 
vor der Penſionirung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 


$. 14. 

Betreffs der Anſtellung, Beſoldung und Penſionirung der Mitglieder des 
kollegialiſchen Gemeindevorſtandes Magiftrats), ſowie in Städten ohne kollegia⸗ 
liſchen Gemeindevorſtand der Bürgermeiſter und deren Stellvertreter (zweite 
Bürgermeiſter, Beigeordnete), bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen mit 
der Aenderung, daß die Penſion vom vollendeten zwölften Dienſtjahre ab bis 
zum vierundzwanzigſten Dienſtjahre alljährlich um "oo ſteigt. 

In der Provinz Hannover findet, unter entſprechender Aufhebung der 
Vorſchrift des §. 64 Abſatz 2 der revidirten Städteordnung vom 24. Juni 1858 
(Hannoverſche Geſetz-Samml. S. 141), auch auf die im Abſatz! gedachten Beamten 
die Berechnung der Penſion nach Maßgabe des H. 8 des Geſetzes vom 31. März 
1882, betreffend die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 
(Geſetz-Samml. 1882 S. 133), Anwendung. 


§. 15. 

Die Wittwen und Waiſen der penſionsberechtigten Beamten der Stadt⸗ 
gemeinden, einſchließlich der im §. 14 aufgeführten Beamten, erhalten — ſofern 
nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein Anderes feſtgeſetzt iſt — 
Wittwen⸗ und Waiſengeld nach den für die Wittwen und Waiſen der unmittel⸗ 


eee 


„ 


baren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften unter Zugrundelegung des von dem 
Beamten im Augenblick des Todes erdienten Penſionsbetrages, dabei tritt an 
die Stelle der für das Wittwengeld bei unmittelbaren Staatsbeamten vor- 
geſchriebenen Höchſtſätze der Höchſtſatz von 2000 Mark. 

Auf das Wittwen⸗ und Waiſengeld kommen die Bezüge, welche von 
öffentlichen Wittwen- und Waiſenanſtalten oder von Privatgeſellſchaften gezahlt 
werden, in demſelben Verhältniſſe in Anrechnung, in welchem die Stadtgemeinde 
ſich an den vertraglichen Gegenleiſtungen betheiligt hat. Als Betheiligung der 
Stadtgemeinde wird es auch, ſoweit die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
in Betracht kommt, angeſehen, wenn die Gegenleiſtung ſeitens des Beamten 
auf Grund ausdrücklicher, bei der Anſtellung übernommener Verpflichtung oder 
anderweiter Feſtſetzungen erfolgt iſt. 

$. 16. 

Stadtgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes ſind diejenigen Städte, welche 
nach einer Städteordnung verwaltet werden, einſchließlich der im §. 1 Abſatz 2 
der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 261) und der in $$. 94 ff. des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung 
und Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 
14. April 1869 (Gefeg-Sanıml. S. 589), erwähnten Ortſchaften und Flecken. 


Sir 
Die in den vorſtehenden Beſtimmungen vorgeſehenen Ortsſtatuten unter⸗ 
liegen auch in den Städten von Neuvorpommern und Rügen der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes. 


Beamte der Landgemeinden, der Landbürgermeiſtereien, Aemter, 
Zweckverbände und Amtsbezirke. 


$. 18. 

Die Anftellungs-, Beſoldungs⸗ und Penſtonsverhältniſſe der Beamten der 
Landgemeinden, ſowie die Anſprüche der Hinterbliebenen dieſer Beamten auf 
Wittwen⸗ und Waiſengeld können durch Ortsſtatut geregelt werden. Hierbei 
gelangt für die Rheinprovinz und die Provinz Weſtfalen §. 19 Nr. 2 zur 
Anwendung. 

Kommt ein derartiges Statut in größeren Landgemeinden „für welche nach 
ihren beſonderen örtlichen Verhältniſſen ein Bedürfniß ortsſtatutariſcher Regelung 
(Abſatz 1) beſteht, insbeſondere ſtädtiſchen Vororten, Induſtrieorten, Bade⸗ 
orten u. |. w. nicht zu Stande, fo kann auf Antrag der Aufſichtsbehörde der 
Kreisausſchuß beſchließen, ob und inwieweit die Beſtimmungen der $$. 8 bis 10 


und 12 bis 15 dieſes Geſetzes auf die Beamten oder einzelne Klaſſen der Be⸗ 


amten derſelben entſprechende Anwendung zu finden haben. Bei Anwendung der 
vorgedachten Beſtimmungen tritt an die Stelle des Bezirksausſchuſſes der Kreis- 
(Nr. 10100) 


ausſchuß. Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes bleibt ſolange in Geltung, bis 
durch Ortsſtatut (Abſatz 1) eine anderweite Regelung getroffen iſt. 

Auf Antrag der Betheiligten oder der Aufſichtsbehörde beſchließt der Kreis⸗ 
ausſchuß über die Feſtſetzung der Beſoldungen und fonftigen Dienſtbezüge der 
Landgemeindebeamten. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die Beamten der Amts⸗ 
bezirke und der auf Grund der $$. 128 ff. der Landgemeindeordnung für die 
ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 233), H. 128ff. 
der Landgemeindeordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 4. Juli 1892 
(Gefeß-Samml. S. 155), $$. 100 ff. der Landgemeindeordnung für die Provinz 
Heſſen⸗Naſſau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetz-Samml. S. 301) gebildeten Zweck⸗ 
verbände. 

§. 19. 

Die Vorſchriften der $$. 8 bis 15 dieſes Geſetzes finden auf die Beamten 
der Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz und der Aemter in der Provinz 
Weſtfalen, ſowie im Umfange der SS. 12 bis 15 auch auf die Gemeindeeinnehmer 
in dieſen Provinzen mit folgenden Maßgaben ſinnentſprechende Anwendung; 

1) die Anſtellung der Bürgermeiſter und Amtmänner, ſowie die Feſt⸗ 
ſetzung der Beſoldung und Dienſtunkoſtenentſchädigung für dieſe Be⸗ 
amten und die Gemeindeeinnehmer (Amtseinnehmer) erfolgt nach den 
bisherigen Vorſchriften; 

2) im Falle der Penſionirung kommt bei der Berechnung der Dienſtzeit 
auch die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu penſionirende 
Beamte bei anderen Bürgermeiſtereien Amtsverbänden) oder Land⸗ 
gemeinden innerhalb der betreffenden Provinz angeſtellt geweſen iſt , 

3) an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall der Kreisausſchuß. 


§. 20. 

Für die Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz und die Aemter in der 
Provinz Weſtfalen kann die Anſtellung beſoldeter Beigeordneter durch die 
Bürgermeiſterei⸗ oder Amtsverſammlungen beſchloſſen werden. Die Art der 
Ernennung und die Bedingungen der Anſtellung regeln ſich nach den die Land⸗ 
bürgermeiſter oder Amtmänner betreffenden Beſtimmungen. 


Beamte der Kreis⸗ und Provinzialverbände. 


Sal: 

Auf die Rechtsverhältniſſe der Kreiskommunalbeamten finden die Vorſchriften 
in 68. 8 bis 15 entſprechende Anwendung, an Stelle der ortsſtatutariſchen 
Regelung tritt die der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unterliegende Beſchluß⸗ 
faſſung des Kreistages. 


| 
s 
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9. 22. | 


| Hinſichtlich der Provinzialbeamten und der Beamten der Bezirksverbände 


der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden ſowie der Beamten des Lauen⸗ 
burgiſchen Landes⸗Kommunalverbandes bewendet es, unbeſchadet der allgemeinen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes, bei den beſtehenden Vorſchriften. 


Gemeindeforſtbeamte. 
U 
$. 23. 


„Die Rechtsverhältniſſe der Gemeindeforſtbeamten unterliegen der Regelung 
durch das vorliegende Geſetz mit folgenden Maßgaben: 


1 
2) 


wo 
— 


die $$. 8 bis 10 bleiben außer Anwendung; 

die Verordnung, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und 
öffentlichen Anſtalten gehörigen Forſten in den Provinzen Weſtfalen, 
Cleve, Berg und Niederrhein vom 24. Dezember 1816 (Geſetz-Samml. 
1817 S. 57), $. 15 des Geſetzes vom 14. Auguſt 1876 (Geſetz⸗Samml. 
S. 373) und das Geſetz, betreffend die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden 
und öffentlichen Anftalten im Regierungsbezirk Wiesbaden u. ſ. f., vom 
12. Oktober 1897 (Geſetz-Samml. S. 411) bleiben unberührt; 

die Forſtbeamten der Landgemeinden in der Rheinprovinz und in der 
Provinz Weſtfalen erhalten Penſion und deren Wittwen und Waiſen 
Hinterbliebenenverſorgung nach den Vorſchriften der $$. 12 bis 15; 
dabei tritt an Stelle des Bezirksausſchuſſes der Kreisausſchuß, und 
kommt im Falle der Penſionirung auch diejenige Zeit in Anrechnung, 
während deren der Beamte bei einer anderen Landgemeinde innerhalb 
der betreffenden Provinz als Forſtbeamter angeftellt geweſen iſt. 


Schluß: und Uebergangsbeſtimmungen. 
F. 24. 


Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu bemeſſende Penſion eines Beamten 
geringer als die Penſion, welche ihm hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
31. März 1900 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penfionirt 
worden wäre, ſo wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt, jedoch 
unbeſchadet der Feſtſtellung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes, ſoweit nicht auch in dieſer Beziehung bereits erworbene Rechte beſtehen. 


8. 25. 


Die dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen treten außer Kraft. 
Insbeſondere gilt dieſes auch von den $$. 41 Abſatz 3 und 47 der Hannoverſchen 
Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche Geſetz-Samml. S. 141). 
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Unberührt bleiben: R 

1. F. 28 Abſatz 2 bis 5 der Kreisordnung für die Provinz Weſtfalen vom 
31. Juli 1886 Geſetz⸗Samml. S. 217) und F. 27 Abſatz 2 bis 6 der Kreis⸗ 
ordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 GGeſetz⸗Samml. S. 209), 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Zahlungspflicht der Kaſſenverbände ſich auch 
auf die den Beamten nach F. 18 zuſtehenden Penſionen erſtreckt. 

Im Uebrigen kann in den beiden genannten Provinzen durch Beſchluß 
des Provinziallandtages mit Genehmigung des Miniſters des Innern der Kaſſen⸗ 
verband verpflichtet werden: 

a) auch diejenigen Penſionen von Beamten der Amtsverbände (Bürger⸗ 
meiftereien) und Landgemeinden zu zahlen, welche dieſen im Wege der 
Einzelvereinbarung unter Beachtung der in den $$. 12 Abſatz 1, 
19 Nr. 2, 23 Nr. 3 oder 25 Abſatz 2 Nr. 1b feſtgeſtellten Grund⸗ 
ſätze gewährt werden, 

p) bei Zahlung der Penſionen auch diejenigen Beträge zu übernehmen, 
welche ſich aus einer Anrechnung der von den Beamten im Reichs-, 
insbeſondere im Militärdienſte, im Staatsdienſte oder im Dienſte eines 
deutſchen Kommunalverbandes oder einer anderen öffentlichen Korporation 
verbrachten Zeit ergeben. 

2. $$. 81 bis 87 der Landgemeindeordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau 
vom 4. Auguſt 1897 GGeſetz⸗Samml. S. 301), $. 84 indeſſen mit der Aenderung, 
daß die Penſion vom vollendeten 12. Dienſtjahre ab bis zum 24. Dienſtjahre 
alljährlich um "so ſteigt. 

F. 26. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. April 1900 in Kraft. 


20 
Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bergen, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 30. Juli 1899. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Schönſtedt. 
Frhr. v. d. Recke. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 


N 


— 


= N 5 a i *** * 
(Nr. 10101.) Verfügung des Juſtizminiſters „betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 


einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Wittlich. Vom 28. Juli 1899. 


Auf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
ſechts vom 12. April 1888 (Geſetz⸗Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im H. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Kinheim 
am 1. September 1899 beginnen ſoll. 
Igls (Tyrol), den 28. Juli 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 7. Juni 1899, betreffend die 
Erweiterung des Brohlthaler Eiſenbahnunternehmens, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 31 S. 313, ausgegeben am 
2. Auguſt 1899, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Juni 1899, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Allgemeine Deutſche Kleinbahngeſellſchaft, 
Aktiengeſellſchaft zu Berlin, zur Entziehung und zur dauernden Be⸗ 
ſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Philippsheim 
nach Binsfeld in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 27 S. 289, ausgegeben 
am 7. Juli 1899; 

der am 16. Juni 1899 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statut 
der Deichgenoſſenſchaft Gottswalde⸗Entenpohl im Danziger Deichverbande 
und Landkreiſe Danziger Niederung vom 2. Juni 1890 durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 29 S. 271, ausgegeben am 
22. Juli 1899; 
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4) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Juni 1899, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Jerichow I 
neu erbauten Chauſſeen 1) von Ihleburg bis zur Kreisgrenze, 2) von 
Güterglück bis zur Grenze mit dem Herzogthum Anhalt, 3) von Gommern 
bis zur Möckern-Leitzkauer Kreischauſſee und 4) von Leitzkau bis zur 
Loburg-Lindauer Chauſſee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 29 S. 393, ausgegeben am 22. Juli 1899, 

5) das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Juli 1899 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Solingen im Be⸗ 
trage von 3 610 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Düſſeldorf Nr. 29 S. 311, ausgegeben am 22. Juli 1899; 

6) das am 1. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Ober- und Nieder-Schmardt im Kreiſe Kreuzburg O. S. 
durch Extrabeilage zum Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 29 S. 1, ausgegeben am 21. Juni 1899; 

7) das am 1. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſenſchaft 
zur Regulirung des Dorfwieſengrabens in Lüſſen, Kreis Striegau, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 31 S. 304, aus⸗ 
gegeben am 5. Auguſt 1899. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


